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Anne Yammine

Netzkommunikation im öffentlichen Sektor
Analyse der Medienberichterstattung zum Phänomen eGovernment
in der Schweiz

Der Zusammenbruch des Internet-Hypes zerschlug die euphorische Grundstimmung um das Internet und führte zu einer neuen

Betrachtungsweise seiner gesellschaftlichen Implikationen. Heute werden Anforderungen und Erwartungen an das Internet vorsichtiger
und pragmatischer formuliert. Dadurch geprägt wird auch die Frage nach den Implikationenfür die Bevölkerung, die auch im
Behördenverkehr die Möglichkeit erhält, das Internet zu nutzen. Vor dem Hintergrund der öffentlichen Thematisierung von eGovernment

werden wir die in der Schweizer Medienöffentlichkeit diskutierten Erwartungshaltungen bezüglich des Einsatzes von Netzkommunikation

im öffentlichen Sektor evaluieren und diskutieren.

Im vorliegenden Beitrag wird Netzkommunikation im öffentlichen

Sektor nicht primär erschlossen, sondern anhand einer
auf der Metaebene angesiedelten Untersuchung betrachtet,

welche die öffentliche Thematisierung von Netzkommunikation

innerhalb der Schweizer Medienarena analysiert.1 Hierbei

interessiert uns, mit Hinblick auf die Aufmerksamkeitsstrukturen

des Mediensystems, unter welchen Umständen, in
welcher Form und mit welchen Inhalten eGovernment in der
Schweizer Medienarena Aufmerksamkeit generiert.

Die Untersuchung geht von folgenden zwei Annahmen aus:

1) Die erfolgreiche Implementierung einer Technologie
setzt einen grundlegenden gesellschaftlichen Reflek-

tions- und Kommunikationsprozess voraus, in dessen

Verlauf sich die Vorzüge der in Frage kommenden

Technologie klar herauskristallisieren und deutlich über
eventuelle Nachteile hinwegsetzen.

2) Der Stil der öffentlichen eGovernment-Diskussion ist

pragmatischer, technik-fokussierter und deutlich
vorsichtiger und nüchterner als der Internet-Diskurs.

Durch die Verbindung dieser zwei Annahmen lässt sich

eine Basishypothese formulieren, welche postuliert, dass

eGovernment, im Vergleich zum Internet, weder einen

anfänglichen Hype noch Euphorie auslöst und es bis heute

noch nicht geschafft hat, eine grundlegende positive Re-

flektion in denjenigen Gesellschaften auszulösen, die es

betrifft.2

Technologische Innovationen und ihre
Implementierung

Den IKT und insbesondere dem Internet wird seit ihrer
Einführung ein wesentlicher Einfluss auf die gesellschaftlichen

Rahmenbedingungen und auf die meisten
Lebensbereiche der einzelnen Nutzer und der Gesellschaft als

Ganzes zugesprochen.3

Diese euphorische Grundeinstellung führte dazu, dass im
privaten Sektor die Anwendung der IKT relativ rasch

integriert wurde, wohingegen der öffentliche Sektor bedeu-
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tend langsamer reagiert hat.4 Im Rahmen der Einführung
des New Public Management (NPM)5 wurde in den letzten

Jahren ein umfassender Reorganisationsprozess ausgelöst,
im Zuge dessen die Anwendung von IKT in der Verwaltung

zu einem wesentlichen Bestandteil geworden ist.

Für die erfolgreiche Implementierung einer neuen Technologie6

müssen verschiedene Bedingungen erfüllt sein: die

neue Technologie darf beispielsweise nicht ausschliesslich

als technische Neuerung auftreten, sondern es ist wichtig,
dass ihr Einfluss auf das Umfeld, in dem sie entwickelt
wird und Anwendung findet, ersichtlich wird, sowie der

Einfluss, den das Umfeld umgekehrt auf die Technologie
ausübt.7 Derartige Innovationsprozesse sind ohne öffentliche

Akzeptanz nicht möglich.8

Das Mediensystem wird als einer der Faktoren bezeichnet,
die einen Einfluss auf die Haltungen und Erwartungen
der Bevölkerung bezüglich technischer Innovationen und
deren sozialen Folgen haben können9: «[...] a heightened
awareness of developments in science and technology is

reflected clearly enough in the media.»10

Die Bedeutung des Medienfaktors wurde jedoch bisher in
Untersuchungen von technischem und sozialem Wandel

meist unterschätzt.11 Hierbei muss bedacht werden, dass

Technik allein keinen Wandel auslösen kann, da sie immer

«gesellschaftlich oder wirtschaftlich gemittelt»12 wirkt.
Hierbei wird der gesellschaftlichen Reflexion oft wenig
Raum gegeben, da pragmatische Implementierungsschritte

im Vordergrund stehen.13

Forschungsfeld
Definitionen von eGovernment

eGovernment ist ein vielschichtiges Phänomen, das je nach

Kontext eine andere Bedeutung erhält; dementsprechend

gibt es auch zahlreiche Definitionen von eGovernment.14

Der Bund definiert in seiner eGovernment-Strategie
eGovernment pragmatisch als die «Unterstützung der Bezie-
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hungen, Prozesse und der politischen Partizipation innerhalb

der staatlichen Stellen aller Ebenen (Bund, Kantone,

Gemeinden) sowie zwischen den staatlichen Stellen (Bund,

Kantone, Gemeinden) und deren Anspruchsgruppen
(Einwohnerinnen und Einwohner, Unternehmen, Institutionen)

durch die Bereitstellung entsprechender
Interaktionsmöglichkeiten mittels elektronischer Medien»15.

Allgemein formuliert kann eGovernment als die Integration

der IKT in das administrative und politische System
verstanden werden. Oftmals wird hier noch die Hoffnung
angeführt, dass eGovernment zu einem grundlegenden
Wandel der Verwaltung führen werde. In dieser Perspektive

bedeutet eGovernment «the use of information technology,

in particular the internet, to deliver public services in
a much more convenient, customer-oriented, cost-effective,
and altogether different and better way».16

Untersuchungsgebiet
Die Mehrheit der bestehenden Studien zu eGovernment

basieren auf Definitionen, die einzelne Anwendungsbereiche

und -prozesse verbinden. eGovernment aber ist

«wesentlich mehr als ein kommunikationsfähiger Server

mit ausgeklügelter Software. Electronic Government ist ein

gesamtheitliches Konzept, vielleicht sogar eine Philosophie.
[...] Electronic Government ist vielleicht zuletzt ein technisches

Problem»17. Ohne einen derart ganzheitlichen Ansatz

zu verfolgen, werden wir eine neue Perspektive einnehmen,

die sich von den üblichen technikfokussierten Studien

abhebt, indem sie eGovernment in seiner kommunizierten

Form, d.h. als Kommunikationsphänomen versteht.

Unser Ansatz rekurriert auf ein Konzept, das sowohl

kommunikative als auch organisatorische Aspekte von
eGovernment beinhaltet: «Electronic Government ist eine

Organisationsform des Staates, welche die Interaktionen

und Wechselbeziehungen zwischen dem Staat und den

Bürgern, privaten Unternehmungen, Kunden und öffentlichen

Institutionen durch den Einsatz von modernen Informations-

und Kommunikationstechnologien (IKT) integriert.»18

Technologische Themen
in der Medienöffentlichkeit

Für die erfolgreiche und nachhaltige Einführung einer

Technologie in einer Gesellschaft muss diese einen Kom-

munikationsprozess durchlaufen, der ihre Vorzüge über

ihre Nachteile überwiegen lässt.19 Die Durchsetzung von
politischen Entscheiden setzt öffentliche Meinungsbildung
und infolgedessen Akzeptanz voraus, zur Schaffung
welcher die Medienarena wesentlich beiträgt.

Definitionen von Diskurs20

Aus kommunikationstheoretischer Sicht wird Diskurs im
Sinne des Bargaining-Verfahrens als «eine reflektierende und

thematisch ausgerichtete Auseinandersetzung»21 bezeichnet.
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Im Rekurs auf das idealtypische habermassche Diskursverständnis,

das durch den «zwanglosen Zwang des besseren

Arguments»22 bestimmt wird, herrschen Diskurse nicht,
sondern erzeugen «eine kommunikative Macht, welche die

administrative nicht ersetzen, sondern nur beeinflussen

kann. Dieser Einfluss beschränkt sich auf die Beschaffung
und den Entzug von Legitimation.»23

Die öffentliche Thematisierung von kontroversen

gesellschaftspolitisch relevanten Themen in den Medien

dient der Entscheidungsfindung von politisch tragbaren
Entscheiden;24 der Diskurs wirkt folgerichtig politisch
legitimierend. Zugleich regt der Mediendiskurs die
gesellschaftliche Reflexion an, und gewinnt durch die

Institutionalisierung des Mediensystems und seiner Etablierung
auch im politischen System an Kraft und Relevanz.25

Die Medienöffentlichkeit gibt den Bürgerinnen Raum,

sich über «Angelegenheiten des gemeinsamen Wesens» zu
verständigen.26 Diskurs kann in diesem Zusammenhang
als «eine länger dauernde, nicht thematisch, sondern
pragmatisch geprägte Auseinandersetzung um grundlegende
Fragestellungen»27 bezeichnet werden.

In unserer Untersuchung erweist sich jedoch der thematisch

geprägte Diskursbegriff als adäquater, da er erlaubt, in der

Gesamtheit aller Mediendiskurse einen Korpus mit Texten zu
denselben Fragestellungen, d.h. ein Issue28 zu bestimmen.

Zum jetzigen Zeitpunkt erlaubt es unsere Analyse noch

nicht, die Medienberichterstattung zum Issue eGovernment

als eigenständigen Diskurs zu bezeichnen, da wir
die dafür notwendigen Indikatoren wie wechselseitige

Bezugnahmen auf Positionen anderer Akteure und Medien,

im Sinne von Anschlusskommunikation29, noch nicht

systematisch untersucht haben. Folgerichtig sprechen wir
von einer Thematisierung von eGovernment, respektive

von einer eGovernment-Diskussion.30

Technologiediskurs
Technologien wurden bis in die neunziger Jahre selten

öffentlich debattiert, sondern unter der Prämisse des «Know-

How»-Schutzes bloss im Geheimen besprochen. Diese

Beschränkung der Technologie-Diskussion auf Expertenkreise
bedeutete folgerichtig, dass die breite Bevölkerung nur über

geringe Technik-Kenntnisse verfügte. Mit dem zunehmenden

Einfluss der elektronischen Medien und nicht zuletzt
auch des Internets steigt jedoch der technische Sachverstand

der allgemeinen Öffentlichkeit und entsprechendes Wissen

fliesst in die öffentliche Kommunikation mit ein. Ausserdem

wird Technik zunehmend in Werbung und auch in der

allgemeinen Berichterstattung thematisiert.31

Der Technologiediskurs bleibt jedoch im Wesentlichen auf

einige wenige definierte Foren beschränkt, und oftmals errei-
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chen gewisse Diskussionen «niemals die Ebene eines
umfassenden öffentlichen Diskurses»32, woraus geschlossen werden

kann, dass es bis in den 90er Jahren «keine kontinuierliche
und breite Öffentlichkeit für die Darstellung und Diskussion

von Technik-Themen gibt»33. Heute haben die meisten
Medien Rubriken und Beilagen, innerhalb welcher regelmässig

Forschungs- und Technikthemen diskutiert werden.

Internet-Diskussion: Euphorie und Desillusion
Die Einführung des Internets hat in den Anfängen zu einer

euphorischen öffentlichen Diskussion geführt. Bei dem
dadurch ausgelösten Cyberhype34 wurde das Internet als

Determinante eines tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandels

gewertet, welcher die Industriegesellschaft ins Zeitalter der

sogenannten Informationsgesellschaft35 führen würde.36

Diese grossartigen Erwartungen wurden vor allem auf
den privaten Sektor der sogenannten «dot-com economy»
angewendet, die im Internet-Hype aufblühte. In Phasen

derartiger Hypes sind durch Krisen37 herbeigeführte
Desillusionsprozesse quasi vorprogrammiert: der Cyberhype
brach im Herbst 2000 zusammen, als der NASDAQ nachgab

und der ganze dot-com Sektor von der Euphorie in die

Verzweiflung schlitterte.38

Krisen, wie die durch den NASDAQ-Crash ausgelöste

Erschütterung des dot-com Sektors, treten vor allem dann
ein, «wenn sich Gegenwarten, Gemeinschaften oder Körper

widerständiger erweisen als Zukunftserwartungen,
Erregungsintensitäten oder Heilsversprechen, die es

bisweilen ausmalt.»39 Im Rahmen dieses Ernüchterungsprozesses

veränderte sich auch die öffentliche Thematisierung
des Internets: sie wurde technikfokussierter und
pragmatischer, allgemeine euphorische Erwartungen wurden
zunehmend selten.

eGovernment-Thematisierung:
Technikfokussierung und Ernüchterung

Wir betrachten die öffentliche Thematisierung zum eGo-

vernment als einen Teil der Internet-Diskussion, analysieren

ersteren aber losgelöst von der Internet-Thematisierung.
Der Vergleich zwischen beiden Medienberichterstattungen
würde sich aus verschiedenen Gründen anbieten40:

«Gemessen an der Vielzahl von Presseberichten und
wissenschaftlichen Publikationen, von Konferenzen und politischen

Initiativen auf nationaler und internationaler Ebene

zum Thema E-Government scheinen mit der Einführung
digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien
in der öffentlichen Verwaltung Erwartungen verbunden
zu sein, die ohne weiteres mit den Prognosen über die

Auswirkungen von E-Commerce für die wirtschaftliche
Austauschbezeichnung vergleichbar sind»41.

Erst zu Beginn des Jahres 2000 wird das Internet in der

Berichterstattung überhaupt auf die Verwaltung angewen-
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det und als eGovernment angesprochen. Die Entwicklung
der eGovernment-Thematisierung wird aufgrund ihrer
zeitlichen Positionierung stark vom Ernüchterungsprozess

geprägt, den die Privatwirtschaft in Bezug auf das Internet
durchmacht. Aus diesem Grund postulieren wir, dass der

Stil der öffentlichen eGovernment-Diskussion im
Allgemeinen pragmatischer, technik-fokussierter und in seinen

Erwartungen und Urteilen bezüglich der Auswirkungen
von eGovernment vorsichtiger und nüchterner ist als die

Internet-Diskussion.

Methode
Issue-Monitoring

Unsere Analyse der Medienberichterstattung zu
eGovernment nimmt die Methodologie des sogenannten
Issue-Monitoring42 als Grundlage, welche es erlaubt,
Thematisierungen systematisch in einer definierten Arena zu
erfassen, entsprechende Issues43 zu generieren und diese

hinsichtlich ihrer Bedeutung und ihrer Dynamik zu
analysieren. Dieser Ansatz ermöglicht auch Aussagen über
die «Regularitäten medialer Kommunikation in Form von
Kommunikationsverdichtungen, Themenkarrieren und
-diffusionen sowie die Untersuchung der Interdependenz-
dynamiken von politischem System, Mediensystem und
ökonomischem System»44.

Samplebestimmung zum Issue eGovernment
Das Issue eGovernment stellt einen Teilbereich der

Internet-Thematisierung dar, in welcher sich verschiedene
thematische Aufmerksamkeitsbezüge45 herauskristallisieren.
Das Issue eGovernment stellt hierbei den Aufmerksamkeitsbezug

dar, der das Internet in seiner Anwendung auf
die Verwaltung fokussiert. Innerhalb des induktiven Issue-

Monitoring46 wird eGovernment als ein Issue identifiziert,
welches ausschliesslich Medienbeiträge zu den Projekten
«guichet virtuel» und eVoting sowie zur Einführung von
eGovernment generell umfasst. Unserer Ansicht nach

erschien es angebracht, dieses eGovernment-Issue

entlang von unterschiedlichen Aufmerksamkeitsbezügen in
feinere Issues zu segmentieren. Aus diesem Grund haben

wir das induktiv bestimmte Sample um ein deduktives

Sampling ergänzt.47

Inhaltliche Vertiefungsanalyse
Nach der Definition des Untersuchungssamples werden
die selegierten Medienbeiträge einer Vertiefungsanalyse

unterzogen, um die Perspektive und Bewertung der
einzelnen Aufmerksamkeitsbezüge im Detail zu analysieren.48

Diese Analyse erlaubt es, einerseits Aussagen über

die Relevanz- und Aufmerksamkeitsstrukturen des

Mediensystems zu machen. Andererseits können, anhand der

Analyse der einzelnen Artikelbeiträge, Schlüsse in Bezug
auf die im eGovernment-Issue enthaltenen Aufmerksamkeitsbezüge,

wie beispielsweise soziale, technische oder

juristische Fragen, und die jeweiligen konkreten eGovern-
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als in anderen nationalen
Arenen54, wie in den USA,

Kanada, Grossbritannien oder
Österreich, wo sich die
Diskussion zum Internet rascher

auf das politische System und

die Verwaltung ausdehnt.

Seit dem Sommer 2000 holt die

Schweiz auf, wenn auch mit
deutlich geringeren Artikelzahlen

pro Zeitung. Dieser Trend

wird im Grossen und Ganzen

bis ins erste Quartal des Jahres

2002 aufrechterhalten.

Abb. 1. Internationaler Kommunikationsverlauf für den Zeitraum
die Anzahl der selektierten Artikel pro Zeitung in der Schweiz un
ländischen Medienarenen. Der Mittelwert international fasst die a

einer einzigen mit der Schweiz vergleichbaren Arena zusammen.

ment-Applikationen, wie eVoting, eCensus, oder eTaxes

gezogen werden.

Wir verwenden hierzu eine kategoriale Inhaltsanalyse49,

welche sowohl quantitative wie auch qualitative Aussagen
erlaubt. Unsere Analyse fokussiert die folgenden vier
Kategorien, welche gleichermassen auf alle Artikel angewendet
wurden. Innerhalb eines Artikels wurden relevante

Textpassagen bestimmt, welche jeweils einen Aufmerksamkeitsbezug50

aus einer bestimmten zeitlichen Perspektive51 heraus

betrachten, innerhalb derer eine bestimmte eGovernment-

Applikation52 mit einer Beurteilung, bzw. Wertung53 versehen

wird. Pro Artikel können maximal sechs derartige Textpassagen

bestimmt und anschliessend codiert werden.

J99-2002. Diese Grafik zeigt In der Darstellung der weiteren

einigen ausgewählten aus- Untersuchungsresultatewerden
sländischen Medienarenen in wir die 5^^ Diskussion

zu eGovernment fokussieren.

Nationale Verlaufsanalyse
Die Schweizer Berichterstattung zum Thema eGovernment55

stellt einen Teilbereich der allgemeinen Diskussion

zum Internet in den Medien dar. Aufgrund der massiv

geringeren Resonanz der eGovernment-Diskussion erscheint

ein detaillierter Vergleich mit der bedeutend umfangreicheren

Internet-Berichterstattung zum jetzigen Zeitpunkt wenig

sinnvoll. Aus diesem Grund werden wir lediglich den

Verlauf der NZZ-Berichterstattung zum Internet aufzeigen
und diese mit den Werten zum eGovernment vergleichen.56

Die Internet-Berichterstattung, die ab 1994 in starker

Progression Aufmerksamkeit erhält, erhält von 1999 bis 2000

Resultate der Analyse
Für unsere kategoriale

Inhaltsanalyse der Schweizer

Berichterstattung haben wir
276 kodierungsrelevante Artikel

zu eGovernment analysiert,
welche im Zeitraum von
Anfang 2000 bis Mitte April 2002

veröffentlicht wurden.

Internationale
Verlaufsanalyse

Die Schweizer Medienbeiträge

zu eGovernment müssen in
einen internationalen Kontext

gestellt werden, damit die
Relevanz der Artikel ersichtlich
wird: Im Jahr 1999 generierte
eGovernment in der Schweiz

bedeutend weniger Resonanz

Jan-März April-Juni Juli-Sept. Okl-Dez Jan-März April-Juni Juli-Sept. Okt.-Dez. Jan-März April-Juni Juli-Sepl. Okl.-Dez. Jan-März
99 99 99 99 00 00 00 00 01 01 01 01 02

eGov-Berichtentattung in der Schweiz (Inkl. NZZ) eGov-Berichterstattung In der NZZ Internet-Berichterstattung In der NZZ

Abb. 2. Vergleichende Verlaufsanalyse national zu eGovernment und zum Internet in Quartalsschritten.

Die eGovernment-Berichterstattung in den Schweizer Leitmedien sowie die daraus
ausgekoppelte Berichterstattung der NZZ wird auf der rechten Skala abgelesen, wohingegen die
Internet-Werte für die NZZ an der linken Skala gemessen werden.
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Applikationen von eGovernment Anteil absolut Anteil in %

eGovernment (ohne Differenzierung) 296 36.5

eVoting 180 22.2
digitale Signatur 95 11.7

guichet virtuel 63 7.8
eTaxes 44 5.4
Web-Auftritt 29 3.6
Internet 28 3.5
eCensus 23 2.8
IKT 16 2

eDemocracy 13 1.6

Datenschutz/ Identitätssicherung 13 1.6

digitale Identitätskarte/ Smartcard 4 0.2

digitale Kommunikaiton 2 0.2
eBusiness 2 0.2

eParteitag 2 0.2

Abb. 3. Verteilung der Applikationen

in der NZZ noch beachtliche Resonanz, vor allem in der
Phase des dot-com Crash im Herbst 2000.58 Im Jahr 2001

verliert die Internet-Diskussion signifikant an Bedeutung
und steigt erst zu Beginn von 2002 wieder etwas an. Im

Vergleich hierzu erhält die Thematisierung von eGovern-

ment erst ab Juli 2000 richtig Auftrieb mit über 20 Artikeln

pro Quartal. Mitte 2001 erleidet die Berichterstattung einen

Einbruch und steigt ab diesem Zeitpunkt wieder kontinuierlich

an.59

Perspektiven- und Bewertungsbarometer zu den

Applikationen von eGovernment
In mehr als einem Drittel aller konkreten Anwendungen
wird eGovernment undifferenziert als Applikationsbezeichnung

verwendet. Ansonsten werden die elektronische

Stimmabgabe, die dafür notwendige digitale Signatur
und der «guichet virtuel» bevorzugt thematisiert.

Wenn wir den Gesamtdiskurs in zeitlicher Perspektive

betrachten, sind 79% der untersuchten Textpassagen zum
eGovernment in der Schweiz gegenwartsbezogen. Bloss in

eVoting

dig Signatur

eGovernment

guichet virtuel/ online-Schalter

Internet/ IKT/ dig Kommunikalion

eTaxes

V/////////////A

V////A
Y//A

eDemocracy

Datenschutz/-sicherheil

andere (eBusiness, Eparleitag, dig
Identitätskarte)

Applikationen

0% 5% 10% 15% 20% 25% 30%

H gogenwartbez Bzukunftsbez. H vergangenheitbez

Abb. 4. Perspektivenbarometer zu den Applikationen. In diesem Barometer wird die zeitliche

Perspektive mit den konkreten Applikationen von eGovernment in Beziehung gebracht.
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20% der Fälle ist der Fokus zukunftsgerichtet, die restlichen
1% widmen sich Retrospektiven.

Wird diese zeitliche Kategorie auf die konkreten Applikationen

von eGovernment angewendet, werden sie überwiegend
gegenwartsbezogen beschrieben. Nur in wenigen Fällen wird
rückblickend eine bereits umgesetzte Anwendung betrachtet.

In die Zukunft wird bei allen Applikationen, insbesondere

aber bei eVoting und eGovernment allgemein geschaut.

In 50% aller untersuchten Textpassagen werden die
Applikationen von eGovernment positiv beurteilt. 28% aller Fälle

werden ambivalent, das heisst weder eindeutig positiv
noch eindeutig negativ bewertet. 19% der Betrachtungen
von Anwendungen sind explizit negativ und nur 4% sind

neutral, das heisst ohne Wertung.

Insgesamt betrachtet wird die Thematisierung von eGovernment

kontrovers geführt. Anders gesagt werden die meisten

positiven Bewertungen durch negative und ambivalente

Wertungen zu denselben Applikationen ausgeglichen.

Überwiegend positive Beurteilungen gibt es nur in Bezug
auf einzelne Applikationen, wie eTaxes und eCensus. In

einigen wenigen anderen Fällen überwiegen die negativen
und ambivalenten Urteile zusammengenommen knapp die

positiven, wie im Fall von eDemocracy - diesem Phänomen

wird recht skeptisch gegenüber getreten - und dem «guichet

virtuel», dessen Umsetzungsprozess sehr kostenintensiv

und von zahlreichen Verzögerungen betroffen ist.

Perspektiven zu den Aufmerksamkeitsbezügen
von eGovernment60

20% aller Textpassagen fokussieren die technischen und

gesetzlichen Herausforderungen von eGovernment. Dieser

Umsetzungsprozess wird auf verschiedenen Ebenen,
das heisst für Bund, Kantone
und Gemeinden, in insgesamt
einem Viertel der Fälle

angesprochen, wobei die Bundesebene

am wenigsten häufig
angesprochen wird. 11% der
Fälle beurteilen konkrete
Projekte und Anwendungen von
eGovernment, dessen Auswirkungen

auf den politischen
Prozess und den elektronischen

Amtsverkehr werden in
15% aller Fälle angesprochen.
Auffallend selten thematisiert
werden dabei die sozialen

Auswirkungen von eGovernment,

die durch den ungleichen

Zugang zum Internet sowie

durch unterschiedlich gelagerte

Nutzungskompetenzen im

35% 40% 45%

Anteile In %
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Umgang mit den IKT auch für den

Bereich von eGovernment entstehen

und unter dem Stichwort digital divide61

subsumiert werden.

In Bezug auf die zeitliche Perspektive

der fokussierten Aufmerksamkeitsbezüge

ergibt sich ein ähnliches Bild

wie bei den Applikationen. In den meisten

Fällen werden aktuelle Prozesse

betrachtet, wobei auch der Blick in
die Zukunft nie gescheut wird. Am
meisten projektive Textpassagen
finden sich in Bezug auf die allgemeine

Einschätzung der IKT auf einer mehr

reflexiven Ebene, welche die sozialen

Auswirkungen von eGovernment

und deren Implikationen für den

politischen Prozess und für den elektronischen Amtsverkehr Konklusion und Ausblick auf die
fokussiert. Einer Retrospektive unterzogen werden nur Weiterführung der Untersuchung
wenige Aufmerksamkeitsbezüge. Im Bezug auf unsere erste Annahme, welche sich auf den

Umsetzungsprozess einer neuen Technologie

bezieht, können wir provisorisch folgern, dass

eGovernment in der Schweiz eine kontroverse

Thematisierung in den Medien ausgelöst hat, in
welcher aber noch zu wenig allgemeine positive

Erwartungshaltungen bestehen, welche wiederum

Einfluss auf die Haltungen in der Schweizer

Bevölkerung nehmen könnten.

Unsere zweite Annahme bezüglich der Natur
der eGovernment-Thematisierung wurde

bestätigt: Im Vergleich zur Schweizer Internet

Berichterstattung ist die Thematisierung von
eGovernment von Anfang an viel stärker in
einem technischen und pragmatischen Umfeld

einzuordnen. Obwohl sich

bezüglich konkreter eGovernment-

Applikationen zahlreiche positive

Beurteilungen finden, schwenken

diese nie ins Euphorische und

werden zumeist durch die Summe

von negativen und ambivalenten

Wertungen ausgeglichen. Diese

Indikatoren lassen auf eine kontrovers

geführte Diskussion und eher

skeptisch gehaltene Thematisierung

schliessen.

In unserem weiteren Forschungs-

prozess beabsichtigen wir die

inhaltliche Vertiefungsanalyse auf

die erwähnten ausländischen Me-

Abb. 7. Perspektivenbarometer zu den Aufmerksamkeitsbezügen: In diesem Barometer wird die dienarenen auszudehnen und auch
zeitliche Perspektive mit den konkreten Applikationen von eGovernment in Bezug gebracht. ^ie jewejijgen politischen Arenen
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Abb. 5. Bewertungsbarometer zu den Applikationen: In diesem Barometer wird die
Bewertungsvariable mit den konkreten Applikationen von eGovernment in Beziehung gebracht.

Abb. 6. Verteilung der Aufmerksamkeitsbezüge zu eGovernment
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in unser Sample aufzunehmen. Des weiteren möchten wir
die Expertendiskussionen zu eGovernment im Rahmen

von off- und online-Publikationen und Diskussionsforen
auch mit in die Untersuchung einbeziehen. Ausserdem soll
die Analyse analog für die Medienberichterstattung zum
Internet, genauer gesagt im Bereich eCommerce und eBusiness

durchgeführt werden, um die eGovernment- und die
Internet-Diskussion in ihrem Stil genauer miteinander
vergleichen zu können.

Diese Ausdehnung und Weiterführung der Untersuchung
hat zum Ziel, die Erwartungshaltungen zu den IKT in

Bezug auf ihre Anwendung in bestimmten Bereichen, wie
dem der Verwaltung und der Privatwirtschaft, über deren

öffentliche Thematisierung zu eruieren und den Wandel
dieser Erwartungskonfigurationen vor dem Hintergrund
der öffentlichen Akzeptanz von technologischen Innovationen

zu betrachten.
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